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Waldsterben

verhindern

Von JoachimWille

E
s sind keine bloßen „Wald-
schäden“ mehr. Es ist ein ve-

ritables „Waldsterben“, das sich
verschärft seit drei Jahren ab-
spielt. Ein Waldsterben 2.0, dra-
matischer als der Vorläufer in den
1980er Jahren. Das zeigt die Bi-
lanz, die Bundeslandwirtschafts-
ministerin Julia Klöckner vorge-
legt hat. Und klar ist auch: Was
dagegen getan wird, reicht nicht.

Vor gut drei Jahrzehnten konn-
te der drohende Zusammenbruch
in den Forsten durch Schwefelfil-
ter für Kohlekraftwerke und Au-
tokatalysatoren gestoppt werden.
Technische Maßnahmen, die
„nur“ etwas Geld kosteten. Und
sie durchzusetzen, war schon
schwer genug. Diesmal ist die
Aufgabe komplexer. Diesmal geht
es doppelt ans Eingemachte. Ers-
tens muss die Klimaerwärmung
begrenzt werden, so wie es dem
Paris-Vertrag entspricht. Und
zweitens muss der Waldumbau
weg von Fichten-Monoforsten hin
zu stabilerem Mischwald viel be-
herzter umgesetzt werden, als das
unter Klöckners Regie geschieht.

Die Waldbesitzer:innen, die
vielfach kurz vor dem Ruin ste-
hen, brauchen Unterstützung.
Keine Frage. Doch das Geld muss
an Ökologie und schonende Be-
wirtschaftung im Wald gebunden
werden. Wenn das Geld dagegen
in schnell wachsende, angeblich
klimastabile Baumexoten fließt,
ist die nächste Krise vorprogram-
miert. Bericht S. 2/3

ATO M A B KO M M E N

Zurück

nach vorn

Von Daniela Vates

D
ie internationale Staatenge-
meinschaft hat mit der neu-

en US-Regierung unter Joe Biden
alle Hände voll zu tun, das Atom-
abkommen mit dem Iran wieder-
zubeleben. Biden hat sich zum
Atomabkommen und zur Diplo-
matie bekannt. Die Treffen der
Kontaktgruppe E3 aus Deutsch-
land, Großbritannien und Frank-
reich mit den USA ist ein erster
hoffnungsvoller Schritt – das For-
mat war eingeschlafen. Ganz so
einfach aber ist der Iran nicht zu
haben, insbesondere nicht vor
den im Juni anstehenden Präsi-
dentschaftswahlen, die auch ein
Machtkampf sind zwischen radi-
kalen und gemäßigten Kräften.

Es geht darum, ein Gleichge-
wicht zu finden zwischen schritt-
weiser Aufhebung der Sanktionen
und Zulassung von Kontrollen.
Meldungen, wonach der Iran sei-
ne Vorräte an angereichertem
Uran aufgestockt hat, zeigen, wie
dringlich das ist. Über weitere
Punkte wie das iranische Rake-
tenprogramm ist noch gar nicht
gesprochen worden. Es ist bedau-
erlich, dass nun wieder viel Mühe
darauf verwendet werden muss,
an einen Punkt zu gelangen, wo
man vor den Verheerungen von
Donald Trump schon gewesen ist.
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Sie, nicht wir
W

enn Jens Spahn schlechte
Nachrichten zu verkünden

hat, wechselt der Bundesgesund-
heitsminister gerne in die erste
Person Plural. „Wir“ wähnten
uns auf einem guten Weg. „Wir“
werden lernen müssen, mit dem
Virus zu leben. „Wir“ werden ei-
nander noch viel verzeihen müs-
sen.

„Wir“ statt „ich“, dieses Stil-
mittel nennen Rhetoriker „plura-
lis modestiae“ – „Plural der Be-
scheidenheit“. Es ist ein cleverer
Trick des CDU-Politikers. Das
„Wir“ erweckt den Anschein
persönlicher Zurückhaltung, als
nähme er selbst sich nicht ganz
so wichtig. Gleichzeitig ver-
schleiert es die wahren Verant-
wortlichkeiten. Tragen „wir“
nicht alle zusammen die Schuld
daran, dass die Lage so schlecht
ist, wie sie ist?

Die Antwort auf diese Frage
lautet Nein. Auch wenn es in der
Pandemiebekämpfung natürlich
auf jede Einzelne und jeden Ein-
zelnen ankommt, kommt es auf
einige wenige ein ganzes Stück
mehr an. Und derjenige, auf den
es am meisten ankommt, ist Jens
Spahn, Bundesminister für Ge-
sundheit.

Damit beginnen die Proble-
me, denn Spahn, dessen Corona-
Politik lange Zeit von einer
Mehrheit der Bevölkerung posi-
tiv bewertet worden war, hat die
Lage erkennbar nicht im Griff.
Seit Wochen stolpert der Minister
von Fehler zu Fehler. Eine miss-
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glückte Ankündigung hier, ein
gebrochenes Versprechen da, da-
zu jede Menge Versäumnisse,
Fehleinschätzungen und politi-
sche Eseleien. Spahn, der noch
zu Beginn des Jahres als mögli-
cher Kanzlerkandidat der Union
gehandelt worden war, muss in-
zwischen um sein Amt kämpfen.

Die Verantwortung dafür trägt
er persönlich. Selbst Menschen,
die es gut mit ihm meinen, sagen
inzwischen, der 40-Jährige müs-
se sich mehr um sein Ministeri-
um und weniger um seine Pres-
searbeit kümmern.

Die Posse um die vermasselte
Einführung flächendeckender
Corona-Schnelltests steht sinn-
bildlich für Spahns Politikstil in
den zurückliegenden Wochen.
Nachdem er bei den Schnelltests
viel zu lange auf der Bremse ge-
standen hatte, kündigte er in der
vergangenen Woche mit großer
Geste an, dass sich schon vom 1.
März an jede Bürgerin und jeder
Bürger auf das Coronavirus tes-
ten lassen könne. Kostenlos und
sooft sie wollen.

Mit den Detailfragen hielt
Spahn sich nicht lange auf. Gibt
es genügend Tests? Sind Apothe-
ken und Arztpraxen auf den zu
erwartenden Ansturm vorberei-
tet? Stehen die entsprechenden
Räume zur Verfügung? Und wie
teuer wird das alles werden?
Nichts davon hatte der Minister
im Vorfeld geklärt. Auch Landes-
regierungen, Kabinettsmitglie-
der, Bundestag, selbst die mit

den Test zu betrauenden Apothe-
ker:innen waren nicht oder nur
unzureichend eingebunden ge-
wesen. Dem Impfdebakel von
Anfang des Jahres drohte ein
Testchaos zu folgen.

Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel persönlich zog die Notbremse
und kassierte das Testverspre-
chen ihres Parteifreundes wie-
der. Es wird keine flächende-
ckenden Schnelltest vom 1. März
an geben. Stattdessen will die
Kanzlerin bei der Konferenz mit
den Regierungschefs der Länder
beraten, wie es in der Sache wei-
tergeht. Gut möglich, dass bei
zunehmender Verfügbarkeit der
jetzt zugelassenen Selbsttests für
Laien die flächendeckenden Tes-
tungen durch medizinisches
Fachpersonal gar nicht mehr nö-
tig werden.

Zurück bleiben das Bild einer
überforderten Regierung und ein
weiterer Vertrauensverlust in die
Politik. Vor dem Hintergrund der
sich immer schneller verbreiten-
den Virusmutanten ist das hoch-
gefährlich.

„Wir sind pandemiemüde“,
sagte Spahn am Mittwoch im
Bundestag. Das ist wahr. Vor al-
lem aber sind „wir“ müde, ei-
nem Gesundheitsminister zuzu-
sehen, der viel Zeit in persönli-
che PR und wenig in voraus-
schauende Pandemiepolitik in-
vestiert. Herr Spahn sollte ein-
fach seinen Job machen. Dann
müssten „wir“ ihm auch weniger
verzeihen.
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